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Verkauf von 114 000 Eisenbahnerwohnungen und Sicherung der Rechte 
der Eisenbahner und Mieter 


Trotz Ablehnung und anhaltender Proteste eines Großteils der Mieterinnen 
und Mieter, des Hauptpersonalrates des Bundeseisenbahnvermögens, der 
Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands, des Deutschen Mieterbundes 
und trotz eines vorgelegten Alternativkonzeptes, bei dem die Eisenbahner- 
wohnungsbaugesellschaften und in der Folge ihre Mieterinnen und Mieter 
selbst als Käufer auftreten, hält die Bundesregierung an der Verkaufsoption 
für rund 114 000 Wohnungen an ein Bieterkonsortium fest. Ein wesentlicher 
Grund für die Ablehnung der Verkaufspläne durch den Hauptpersonalrat 
des Bundeseisenbahnvermögens besteht offensichtlich darin, daß die im 
Eisenbahn-Neuordnungsgesetz gesetzlich festgehaltene Garantie der Fort- 
führung der Eisenbahnerwohnungen als betriebliche Sozialeinrichtung mit 
dem Verkauf aufgehoben werde. 


1. Welche Gründe stehen dem entgegen, die Eisenbahnerwohnungen nicht 
zu verkaufen? 


Die Einnahmen aus der Privatisierung der Eisenbahn-Wohnungsgesell- 
schaften sind in den Wirtschaftsplan 1999 des Bundeseisenbahnvermö- 
gens (BEV) eingestellt. Ein Ausbleiben dieser Einnahmen würde dazu 
führen, dass das BEV seinen gesetzlichen Zahlungsverpflichtungen nicht 
nachkommen könnte. Ein Verzicht auf die Privatisierung ist daher nicht 
vertretbar. 

Im Übrigen soll mit der Veräußerung der Bundesanteile an den Woh- 
nungsgesellschaften auch den Bestrebungen der Bundesregierung, sich 
auf hoheitliche Aufgaben zu konzentrieren, Rechnung getragen werden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen vom 6. August 1999 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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2. Mit welchem Ertrag aus dem Verkauf der Eisenbahnerwohnungen wird 
gerechnet, und wofür soll dieser Ertrag konkret verwendet werden? 


Durch die Privatisierung der Eisenbahn- Wohnungsgesellschaften wird 
dem BEV eine Nettoeinnahme von ca. 4,6 Mrd. DM zufließen. Dem liegt 
ein Verkaufspreis von insgesamt rd. 7,1 Mrd. DM zu Grunde, von dem 
Verbindlichkeiten in Höhe von 2,5 Mrd. DM in Abzug zu bringen sind. 
Diese Einnahme ist erforderlich, um die gesetzlichen Zahlungsverpflich- 
tungen des BEV zu erfüllen. Durch die in den Wirtschaftsplan des BEV 
eingestellten Erlöse aus der Privatisierung der Wohnungsgesellschaften 
konnte der aus dem Bundeshaushalt zu leistende Verwaltungskostenzu- 
schuss an das BEV entsprechend verringert werden. 


3. Trifft es zu, daß in Wirklichkeit nur in zwei von 10 Positionen des Kauf- 
vertrages - bei der Beschäftigungsgarantie und den Konditionen bei der 
Mieterprivatisierung - nachgebessert wurde, nachdem der Haupt- 
personalrat des Bundeseisenbahnvermögens den Verkauf zum ersten Mal 
ablehnte, aber die auch für ihn entscheidenden Vereinbarungen, z. B. die 
Möglichkeit der Mieterhöhung von 3 % plus Inflationsrate im Jahr und 
die zusätzlichen Möglichkeiten zur Mietanhebung nach § 3 Miethöhe- 
gesetz nicht geändert wurden? 


Dies trifft nicht zu. Die Nachbesserungen gehen erheblich über das oben- 
genannte Maß hinaus. Zum Beispiel haben sich die Erwerber verpflichtet, 
innerhalb von 10 Jahren nach Übernahme der Geschäftsanteile insgesamt 
nicht mehr als 20 % des derzeitigen Wohnungsbestandes der Gesellschaf- 
ten zu veräußern. Außerdem wurde durch ein Verbot der Verschmelzung 
der Eisenbahn- Wohnungsgesellschaften auf andere Gesellschaften der 
dauerhafte Bestand sämtlicher 18 Eisenbahn- Wohnungsgesellschaften ga- 
rantiert. 

Die vom Hauptpersonalrat aufgezeigte Gefahr extensiver Mieterhöhun- 
gen besteht nicht. Die vorgesehene Begrenzung der Mieterhöhungsmög- 
lichkeiten auf 3 % pro Jahr plus Inflationsrate bleibt weit hinter den Mög- 
lichkeiten nach dem Miethöhegesetz zurück, das in einem Zeitraum von 
3 Jahren eine Mieterhöhung von bis zu 30 % gestattet. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die im Kaufvertrag offen- 
bar getroffene Vereinbarung, daß die Erwerber die Miete jährlich um 3 % 
zuzüglich Inflationsrate erhöhen können, keine wirksame Begrenzung 
der Miethöhe nach oben mehr ist, sondern zu einer gewinnorientierten 
Wohnungsbewirtschaftung führen kann, was dem Prinzip einer betrieb- 
lichen Sozialeinrichtung widerspricht? 


Gegenstand der betrieblichen Sozialeinrichtung ist, nicht den Mietern die 
Wohnungen zu subventionierten Mieten zu überlassen. Vielmehr sollten 
mit dieser betrieblichen Sozialeinrichtung den Eisenbahnern in der Nähe 
ihrer Arbeitsstätten bezahlbare Wohnungen (keine Luxuswohnungen) zur 
Verfügung gestellt werden. 
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Nach Wegfall des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes zum 1. Januar 
1990 wurden die Mieten von den Gesellschaften entsprechend den Mög- 
lichkeiten des Miethöhegesetzes in größeren Schritten an die maßgeb- 
lichen Vergleichsmieten herangeführt. Hierbei kam es nicht selten zu 
Mieterhöhungen von bis zu 30 % innerhalb von 3 Jahren. Die vorgese- 
hene Begrenzung der Mieterhöhungsmöglichkeiten auf 3 % zuzüglich In- 
flationsrate pro Jahr stellt eindeutig eine wesentliche Verbesserung gegen- 
über dem Status quo dar. Der Charakter einer betrieblichen Sozialeinrich- 
tung wird damit auch in Zukunft voll gewahrt. 


5. Trifft es zu, daß nach den Vertragsentwürfen das Bestimmungsrecht ab 
der Übertragung des Eigentums sofort und ausschließlich vom Erwerber 
ausgeübt werden kann und das Bundeseisenbahnvermögen im Aufsichts- 
rat nur eine Gastmitgliedschaft ohne Stimmrecht haben soll, was be- 
deuten würde, daß damit der Charakter der betrieblichen Sozialein- 
richtung verloren geht, da der Betrieb - hier die Dienststelle - keinen di- 
rekten Einfluß mehr auf den Umgang mit den Wohnungen ausüben 
kann? 


Charakter und Bestand der betrieblichen Sozialeinrichtung, insbesondere 
der Wohnungsfürsorge und Wohnungsbeschaffung, sind durch umfassende 
Absicherungen in den Vertragswerken auf Dauer gewährleistet. In diesem 
Zusammenhang kommt es deshalb nicht auf das Bestimmungsrecht oder 
die Stimmverhältnisse im Aufsichtsrat der einzelnen Gesellschaften an. 
Die Gastmitgliedschaft des BEV im Aufsichtsrat dient lediglich der Infor- 
mation über die Unternehmensführung. Der erforderliche Einfluss des 
BEV auf die Verwendung der Wohnungen ist auf vielfältige andere Weise 
gesichert. 


6. Sieht die Bundesregierung nicht die Gefahr, daß die Mieterinnen und 
Mieter der Eisenbahnerwohnungen durch den Verkauf an eine Bieterge- 
meinschaft quasi vom Bund über das Land an irgendeinen unbekannten 
dritten Erwerber durchgereicht werden, wenn für zum Bieterkonsortium 
gehörende landeseigene Wohnungsbaugesellschaften wie die Gemein- 
nützige Wohnungsbaugesellschaft Hessen und die Wohnstadt Stadtent- 
wicklungs- und Wohnungsbaugesellschaft Hessen, für die Zukunft 
gleichfalls Veräußerungsabsichten bestehen? 


Die Vertragswerke sind so gestaltet, dass die Fortführung der betrieblichen 
Sozialeinrichtung und Mieterschutz auch durch einen solchen Verkauf 
nicht beeinträchtigt würden. Im Übrigen sind Pläne über eine beabsich- 
tigte Privatisierung der beiden Gesellschaften des Landes Hessen nicht 
bekannt. 


7. Warum stimmt die Bundesregierung der Aussage des langjährigen SPD- 
Oberbürgermeisters von München, Georg Kronawitter, nicht zu, der in 
einem Schreiben vom 19. April 1999 an den Bundesminister für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen, Franz Müntefering, den Verkauf der Eisen- 
bahnerwohnungen als widersinnig kritisierte, wenn jedes Jahr vermehrt 
Sozialbindungen auslaufen und bezahlbare Wohnungen in Ballungs- 
zentren knapper werden? 
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Wie bereits in der Antwort zu Frage 4 ausgeführt, ist dafür Sorge getragen, 
dass die Wohnungen der Eisenbahn- Wohnungsgesellschaften auch in Zu- 
kunft bezahlbar bleiben. 


8. Welche Ermittlungen wurden zur Feststellung des Verkehrswertes der 
Wohnungen vorgenommen und zu welchem Ergebnis haben diese ge- 
führt, wie hoch liegt der durchschnittliche ermittelte Verkehrswert, und 
entspricht der Verkaufspreis diesen Verkehrswerten? 


Bei der Privatisierung der Eisenbahn- Wohnungsgesellschaften werden 
nicht einzelne Wohnungen, sondern Geschäftsanteile des BEV an Gesell- 
schaften veräußert. Der Verkehrswert einzelner Wohnungen kann daher 
bei der Privatisierung nicht als Maßstab herangezogen werden. Vielmehr 
ist entscheidend, welcher Preis für die Geschäftsanteile am Markt durch- 
setzbar ist. Um diesen zu ermitteln, wurde ein offenes Bieterverfahren 
durchgeführt, welches gezeigt hat, dass das vorliegende Angebot dem 
Marktpreis entspricht. Das Angebot liegt im Rahmen der bei anderen 
Privatisierungen von Wohnungsunternehmen erzielten Preise. 


9. Sind die vertraglich vorgesehenen Sicherheiten (Vertragsstrafen) gegen- 
über den Erwerbern nach Auffassung der Bundesregierung ausreichend, 
und können die Bundesregierung bzw. die entsprechenden Eisenbahner- 
wohnungsgesellschaften bei Nichteinhaltung die im Kaufvertrag verein- 
barten Regelungen auf dem ordentlichen Rechtsweg einklagen? 


Die Vertragsstrafen sind so bemessen, dass Vertragsverletzungen zu wirt- 
schaftlich nicht vertretbaren Ergebnissen führen. Ihre Durchsetzbarkeit ist 
durch Bankbürgschaften, Bardepots oder die Unterwerfung unter die so- 
fortige Zwangsvollstreckung gesichert. Außerdem kann der Bund die ver- 
traglichen Verpflichtungen der Erwerber im Schiedswege geltend machen 
und die Schiedssprüche ggf. vollstrecken lassen. 



